
1. Fachlich begründbares/ legitimes Verhalten / Frage 1

Es geht um die vorrangige fachliche Frage, ob d.Verhalten fachlich begründbar 

ist, mithin  legitim.

Falls Verhalten fachlich nicht begründbar/ illegitim ist, ist es rechtswidrig, es sei 

denn es liegt „Gefahrenabwehr“ vor (Frage 4). 

Sobald Fachverbände „Leitlinien pädagogischer Kunst“ zur Orientierung formu-

liert haben, vergleichbar mit ausformulierter Erziehungsethik,wird die Beantwor-

tung der Frage 1 erleichtert, erst recht  wenn der Träger „fachl. Handlungsleitli-

nien“ zur weiteren Orientierung anbietet (§ 8b II SGB VIII).      
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2. Eingriff in ein Kindesrecht / Frage 2 

Wenn wir die 1.Frage (fachliche Begründbarkeit) mit ja beantworten, können wir 

das  dementsprechend  fachlich  legitime Verhalten  auf   seine  Rechtmäßigkeit 

(Legalität) überprüfen (Fragen 2 und 3).

Diese weitere rechtl. Prüfung setzt zunächst einen Eingriff in ein Kindesrecht  

voraus (Frage 2.) :

• das Prüfschema  findet also nur  auf päd. Grenzsetzungen 

Anwendung, auf  Verhalten, das  notwendigerweise  in  ein 

Kindesrecht eingreift,

sei es als verbale pädagogische Grenzsetzung

→ Verbote, Strafen oder

sei es als aktive pädagogische Grenzsetzung 

→ z.B.  Wegnahme  von  Gegenständen
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3. Zustimmung Eltern und Sorgeberechtigte (SB) / Frage 3

Wenn  wir 2. Frage (Kindesrechtseingriff) mit ja  beantworten, ist das  Verhalten 

legal, sofern die  SB- Zustimmung vorliegt. In der Frage 3 ist also  zu klären: ob 

die pädagogische Grenzsetzung mit Wissen und Wollen der Eltern/SB erfolgte: 

• bei vorhersehbarer Pädagogik gilt die  Zustimmung mit dem Erz. auftrag

als stillschweigend erteilt, eine  ausdrückliche Zustimmung ist entbehrlich: 

das päd. Verhalten ist für Sorgeberechtigte vorhersehbar (pädag. Routine)

• bei unvorhersehbarer Pädagogik, insbesondere bei „aktiver päd.Grenz-

setzung“,  bedarf es  der ausdrücklichen  Zustimmung, am besten anhand 

„fachlicher Handlungsleitlinien“, die SB bei der Aufnahme gegenzeichnen.
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4. Aufsichtsverantwortung/ „Gefahrenabwehr“ / Frage 4

Wenn wir  die  3. Frage (SB.- Zustimmung) mit ja beantworten, ist das  Handeln 

legitim u. legal („zulässige Macht“). Fehlt die SB- Zustimmung, kann es  nur un-

ter dem  Aspekt des  Rechtsinstruments der „Gefahrenabwehr“ legalisiert wer-

den, anderenfalls liegt „Machtmissbrauch“ vor: Erziehungsberechtigte sind auf-

sichtsverantwortlich, neben ihrem Erziehungsauftrag (Doppelauftrag). 

→ Aufsichtsverantwortung beinhaltet: 

• Befugnis der „Gefahrenabwehr“ bei akuter Eigen- o. Fremdgefährdung 

des/r K./Jugl.→ es darf in Kindesrecht eingegriffen werden, wenn dies er-

forderlich, geeignet und verhältnismäßig ist. Bei diesem s.g.„rechtferti-

genden Notstand“ (Strafrecht)  liegt keine Kindesrechtverletzung vor, d.h. 

keine „Gewalt“  i.S. des „Gewalt“verbots, vielmehr  „zulässige Macht“.

• Maßnahmen zivilrechtl. Aufsichtspflicht: diese sind stets „zul. Macht“, 

da Schaden abwendet wird: verfolgtes päd.Ziel ist „Gemeinschaftsfähigk.“

Aufsichtspflicht besteht in den Grenzen der Vorhersehbar-/ Zumutbarkeit 
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4. Aufsichtsverantwortung/ „Gefahrenabwehr“/ Frage 4

Es ist durchaus möglich, ja sogar i.d.R. wichtig, dass bei Maßnahmen der „Ge-

fahrenabwehr“ zugleich auch ein päd. Ziel verfolgt wird.

Die  Pädagogin  handelt z.B. - bedingt durch den primären Erziehungsauftrag -

auch  pädagogisch, wenn  sie  während  des  Festhaltens  beruhigend auf  das 

aggressive Kind einwirkt. Sie verfolgt dann auch das Ziel,die „Gefahrenabwehr“ 

kommunikativ  so  einzubetten,  dass  sie  das  Kind  nicht  zu  sehr  verstört. 

Zudem  ist  Voraussetzung  für  jede Maßnahme  der  „Gefahrenabwehr“, dass 

eine  päd. Beziehung  besteht.  Diese ist  wesentlich  mitbestimmend  dafür, ob 

sich  z.B.  ein Kind festhalten lässt. Vorangegangene  Beziehungserfahrungen 

mit  der/ m  PädagogIn sind  in  der „Gefahrenabwehr“ von großer  Bedeutung.

Aber:  auch wenn mit „Gefahrenabwehr“ ein päd.Ziel verfolgt wird, müssen de-

ren rechtliche Voraussetzungen  geprüft werden. Es ist also, da rechtl. Voraus-

setzungen umfassender sind als die fachlichen, stets „Erforderlichkeit,Eignung,  

Verhältnismäßigkeit“  zu  prüfen: der päd. Zweck  darf nicht „die Mittel heiligen“.  
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